
dieser doch alleine schon bemerkenswerte
Fortschritt wurde ergänzt um die Hoffnung
auf Veränderungen der Verhältnisse in der
DDRund in anderen Staaten desOstblocks.

Als Willy Brandt und Egon Bahr am
15. Juli 1963 die Hoffnung auf „Wandel
durch Annäherung“ in Tutzing verkünde-
ten, hatten sie kein Amt in der deutschen
Bundespolitik. Willy Brandt war Berliner
Bürgermeister, Egon Bahr sein Pressespre-
cher. Davon unberührt entfaltete diese For-
mel ihre eigene großeWirkung.

Mit einer persönlichenErfahrungmöchte
ichdas begründen: Fünf Jahre später, imAu-
gust 1968, war ich gerade Redenschreiber
des damaligen Bundeswirtschaftsministers
Professor Dr. Karl Schiller geworden. Am 21.
Augustwar ich zur Besprechung eines Rede-
entwurfs bei Schillers Parlamentarischen
Staatssekretär Klaus-Dieter Arndt.

Arndt war jenseits seiner Funktion als
Staatssekretär für den Ausbau des inner-
deutschen Handels zuständig, also ein in
der neuen Ostpolitik engagierter Politiker.
Während der Besprechung brachte seine
Sekretärin einen sogenannten Ticker, also
eine aktuelle dpa-Meldung.

Klaus-Dieter Arndt las mir vor, was dpa
berichtete: Streitkräfte des Warschauer Pak-
tes seien inPraggelandet,umdensogenann-
ten Prager Frühling umdenReformkommu-
nisten Dubček zu beenden. Arndts Reaktion
war bemerkenswert:Wirmachenweiter. Für
ihnwieauch fürdieanderenSozialdemokra-
ten in der damaligen Großen Koalition war
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W
enn ich Historiker
wäre, dann würde
ich tun, was Histori-
ker höchst selten
tun: Ich würde fra-
gen, welche Parolen

im Lauf der Geschichte immer wieder und
oft über längere Zeiträume die politischen
Auseinandersetzungen bestimmt und eine
Rolle für die Wahlchancen gespielt haben.
In Deutschland prägten Bundesrepublik
und DDR jeweils eigene Parolen − ein ge-
meinsamer Kanon existiert nicht.

Ich bin im Westen aufgewachsen. Des-
halb erinnere ich mich an die dortige Ent-
wicklung und berichte von den Parolen,
die nach meiner Erinnerung bei uns im
Westen eine bemerkenswerte Rolle ge-
spielt haben. Diese haben übrigens auch
für die Menschen in der DDR ihre oft kriti-
scheWirkung entfaltet.

Es gab für den innenpolitischen Teil des
Geschehens, also für das wirtschaftspoliti-
sche und gesellschaftspolitische Leben und
Treiben, und für den außen- und sicher-
heitspolitischen Teil immer wieder ver-
schiedene Losungen.

„Wohlstand für alle“ war zum Beispiel
eine der gängigen und wirksamen Parolen
für dieGesellschafts- undWirtschaftspolitik
der Bundesrepublik Deutschland. Ein 1957
erschienenes Buch des damaligen Bundes-
wirtschaftsministers Ludwig Erhard hatte
genau diesen Titel: „Wohlstand für alle“.

Auch die ebenfalls im Bundestagswahl-
kampf 1957 verwendete Parole „Keine Ex-
perimente“ hatte eine gravierende Bedeu-
tung. Eswar eineArt Stoppschild für damals
durchaus notwendige Reformen in der
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik. Dass
die Union 1957 die absolute Mehrheit der
Sitze im Deutschen Bundestag erreichte,
zeigt zumindest, dass die beiden erwähnten
politischen Botschaften eine gewisse Wir-
kung entfaltet hatten.

Billige Entschuldigung

Für den außen- und sicherheitspolitischen
Teilwill ichauflisten,wasnachmeinerErin-
nerung im Ablauf des Geschehens eine
große propagandistische und zugleich die
Politik prägende Rolle spielte.

„Nie wieder Krieg“: Das galt in der Zeit
unmittelbar nach 1945 und war in vieler
Munde. Mit der Umsetzung dieser Parole
hättenwir übrigens bis heute leben können.

Unmittelbar nach dem Ende der Nazi-
herrschaftwar inKreisen,diemitderNSDAP
verbandelt waren, die Parole „Nie wieder
Parteien“ zu hören. Das war für eine kurze
Zeitspanne so etwas wie die kostengünstige
Entschuldigung für denBeitritt zurNSDAP.

Gleich zu Beginn der Fünfzigerjahre des
letzten Jahrhunderts geriet die Auseinan-
dersetzung zwischen den Parteien in der
Bundesrepublik in den Strudel des Ost-
West-Konfliktes: „AlleWege desMarxismus

auch dieser harte Schlag kein Grund dafür,
die begonnene Politik der Verständigung
zwischenWest undOst aufzugeben.

Diese Besonnenheit hat sich ausgezahlt.
Die Versöhnungspolitik − oder wie man die
neue Außenpolitik auch nannte: die Ent-
spannungspolitik − ,Willy Brandts Friedens-
politik also, erhielt bei denWahlen 1969 eine
Mehrheit. Willy Brandt wurde zum Bundes-
kanzler einer kleinen Koalition, der sozialli-
beralen KoalitionmitWalter Scheel als Vize-
kanzler und Außenminister. In seiner ersten
Regierungserklärung sagte der neugewählte
Bundeskanzler am 28. Oktober 1969: „Wir
wolleneinVolkdergutenNachbarnsein– im
Innerenundnach außen.“

Damals also, zur Einführung der Ent-
spannungspolitik und zur Beendigung des
Kalten Krieges Ende der Sechzigerjahre des
letzten Jahrhunderts, wurde die Zielsetzung
„Wir wollen ein Volk der guten Nachbarn
sein“ formuliert, postuliert von einem So-
zialdemokraten, vonWilly Brandt.

Und heute nun die „wegweisende“ For-
mulierung des Bundesverteidigungsminis-
ters, Boris Pistorius, ebenfalls von der SPD.
Er erklärte am 29. Oktober 2023: „Wir müs-
sen kriegstüchtig werden − wir müssen
wehrhaft sein und die Bundeswehr und die
Gesellschaft dafür aufstellen.“ Zudem for-
derte Pistorius einen „Mentalitätswechsel“
der Deutschen in Sicherheitsfragen.

„Wir müssen uns wieder an den Gedan-
kengewöhnen,dassdieGefahr einesKrieges
in Europa drohen könnte“, sagte Pistorius in

der ZDF-Sendung „Berlin direkt“. Die For-
mulierung wurde dann noch begründet: Sie
diene der Abschreckung Russlands und Prä-
sidentPutins; sie solledazudienen,Russland
davon abzuhalten, über die Ukraine hinaus
weiter nachWesten vorzustoßen.

Pistorius bekräftigte dann am 5. Juni
2024 bei einer Regierungsbefragung: „Wir
dürfen nicht glauben, dass Putin an den
Grenzen der Ukraine, wenn er so weit
kommt, haltmachenwird ... Wirmüssen bis
2029 kriegstüchtig sein. Wir müssen Ab-
schreckung leisten, um zu verhindern, dass
es zumÄußersten kommt.“

Diese Begründungen für die neue Parole
missachten ein wichtiges Charakteristikum
der früheren Entspannungspolitik. Denn
ein wichtiges Element dieser Politik war
das, was mit „vertrauensbildenden Maß-
nahmen“ umschrieben worden war. Ver-
trauen zubildenwar ein zentrales Anliegen.
Vertrauensbildend ist das, was zurzeit ge-
schieht, überhaupt nicht.

Das fängt schon bei der immer wieder-
kehrenden Personalisierung an. Putin wird
zum Leibhaftigen hochstilisiert. Es geht wei-
termitderEinführungvonSanktionengegen
Russland, mit dem Beschluss eines soge-
nannten Sondervermögens von 100 Milliar-
den für die Aufrüstung und der wiederkeh-
renden und unbelegten Behauptung, Russ-
land plane den militärischen Vorstoß über
dieUkraine hinaus nachWesten.

Wie FeuerundWasser

Zwischen der von Willy Brandt formulier-
ten und vom nachfolgenden sozialdemo-
kratischen Bundeskanzler Helmut
Schmidt fortgeführten Entspannungspoli-
tik mit ihrem Bekenntnis „Wir wollen ein
Volk der gutenNachbarn sein“ und der Pa-
role und Forderung des gegenwärtigen so-
zialdemokratischen Verteidigungsminis-
ter Pistorius klaffen Welten. „Wir wollen
ein Volk der guten Nachbarn sein“ und
„Wir wollen kriegstüchtig werden“, das ist
wie Feuer undWasser.

Dass diese beiden Parolen im Abstand
von einem halben Jahrhundert von Vertre-
tern derselben Partei kommen, lässt tief bli-
cken.Hinter dieserVeränderungder sicher-
heitspolitischen Parolen steckt im konkre-
ten Fall die totale Veränderung der ältesten
Partei Deutschlands. Sie ist nichtmehr wie-
derzuerkennen.

Dass diese Partei in den Hochzeiten der
Entspannungspolitik 45,8 Prozent der Zweit-
stimmen holte (1972), heute bei Umfragen
zwischen 14 und 15 Prozent schwankt und
bei der letzten Bundestagswahl im Februar
2023 nur 16,4 Prozent der Zweitstimmen er-
hielt, ist nicht verwunderlich. Boris Pistorius
ist zwarangeblichpopulär, aberwahrschein-
lichmehr bei denWählern der Union als bei
potenziellen Wählern der SPD. Auch eine
sehr alte und über Jahrzehnte hinweg wich-
tige Partei kann ruiniertwerden.

führen nachMoskau“. Das war des damali-
gen CDU-Vorsitzenden und Bundeskanz-
lers Adenauer bemerkenswerter Spruch in
der Auseinandersetzungmit der SPD.

Der Begriff Marxismus bezog sich näm-
lich unterschwellig auf die Sozialdemokra-
ten, obwohl sie auchdamals schonweitweg
waren von einer Anlehnung an Marx, En-
gels und Lenin. Konrad Adenauer ließ sei-
nen Spruch in Kombination mit der Abbil-
dung eines bedrohlich dreinschauenden
Sowjetsoldaten an die Litfaßsäulen kleben.
Er hat mit dieser Parole die sogenannte
Wiederbewaffnung West-Deutschlands be-
gleitet und betrieben.

Sie war Teil der massiven Propaganda
von CDU und CSU, die – ergänzt um das
schon erwähnte „Keine Experimente“ – die-
sen Parteien dann 1957 die absolute Mehr-
heit der Sitze und der Zweitstimmen im
Deutschen Bundestag bescherte. Diese Art
von Propaganda hat auch wesentlich dazu
beigetragen, Europa in zwei Blöcke zu tei-
len, verbundenmit einer tiefen Feindschaft
gegenüber der Sowjetunion und den ande-
ren StaatenOst- undMitteleuropas.

Endeder Fünfzigerjahre gab es in der Sa-
che und emotional keine tragfähige Brücke
mehr zwischen West und Ost. Die Tren-
nung eskalierte mit dem Mauerbau im Au-
gust 1961. Aber schon Ende der Fünfziger-
jahre hatte der damalige Regierende Bür-
germeister von Berlin, Willy Brandt, einen
Kreis von Menschen um sich geschart, in
dem über den Abbau der Spannungen und
der Trennung nachgedacht wurde.

Diese Information habe ich von Horst
Grabert, der zu diesem Kreis gehörte und
später Chef des Bundeskanzleramtes und
damit auch mein Chef wurde, als ich nach
der Bundestagswahl 1972 zum Leiter der
Planungsabteilung im Bundeskanzleramt
ernannt wurde.

Die neuen Überlegungen zu einer Ver-
besserung der Beziehungen zwischen West
undOst,mit denenEndeder Fünfzigerjahre
begonnen worden war, wurden dann 1963
öffentlich. Sowohl der Regierende Bürger-
meister von Berlin Willy Brandt als auch
sein Pressesprecher Egon Bahr waren im
Sommer 1963 als Redner zu einer einschlä-
gigen Tagung der Evangelischen Akademie
im bayerischen Tutzing eingeladen.

Sie haben dort mit einer neuen Parole,
nämlich „Wandel durch Annäherung“,
einen neuen Akzent gesetzt. Damit stellten
sie einen „Wandel“ imOstblock inAussicht,
wenn der Westen die scharfe Abgrenzung
beendet und auchmit den osteuropäischen
und mitteleuropäischen Völkern ins Ge-
spräch kommt.

Diese Formulierung ist bemerkenswert.
Um den Abbau der Konfrontation, um ein
besseres Verhältnis mit den Völkern des
Ostblocks zu propagieren, reichte nicht das
Versprechen, friedlich zusammenzuleben
und mehr Sicherheit zu gewinnen. Nein,

Kräftige Parolen haben inDeutschland
immerwiederWahlkämpfe geprägt,

ja ganze politische Epochen bestimmt.
Eine vielsagendeGegenüberstellung
der Claims von Ludwig Erhard über

Willy Brandt bis Boris Pistorius

VomVolk
derNachbarn
zumHort der
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